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!')���Bundesgesetz: Washingtoner Artenschutzübereinkommen-Durchführungsgesetz; WA-
Durchführungsgesetz
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!(!���Bundesgesetz: Änderung des Patentgesetzes 1970 und des Patentverträge-Einführungsge-
setzes
(NR: GP XX RV 43 AB 76 S. 13. BR: AB 5154 S. 611.)

!("���Bundesgesetz: Änderung des Bundesbahngesetzes 1992
(NR: GP XX IA 142/A AB 84 S. 13. BR: AB 5155 S. 611.)

!')��Bundesgesetz zur Durchführung des Übereinkommens vom 3. März 1973 über den
internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen

(Washingtoner Artenschutzübereinkommen-Durchführungsgesetz;
WA-Durchführungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Bundesgesetz zur Durchführung des Übereinkommens vom 3. März 1973 über den internationalen
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (Washingtoner Artenschutzübereinkom-
men-Durchführungsgesetz; WA-Durchführungsgesetz)

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
1. „Verordnung (EWG) Nr. 3626/82“ die Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 des Rates vom 3. De-

zember 1982 zur Anwendung des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefähr-
deten Arten freilebender Tiere und Pflanzen in der Gemeinschaft, ABl. Nr. L 384 vom 31. 12.
1982 in der jeweils geltenden Fassung;

2. „Übereinkommen“ das am 3. März 1973 in Washington geschlossene Übereinkommen über den
internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (Washingtoner
Artenschutzübereinkommen) in der in der Anlage A der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 wie-
dergegebenen Fassung;

3. „Formularverordnung“ die Verordnung (EWG) Nr. 3418/83 der Kommission vom 28. November
1983 mit Bestimmungen für eine einheitliche Erteilung und Verwendung der bei der Anwendung
des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere
und Pflanzen in der Gemeinschaft erforderlichen Dokumente, ABl. Nr. L 344 vom 7. 12. 1983.

Durchfuhr

§ 2. Die Zollstellen sind berechtigt, für Exemplare, die entweder unter zollamtlicher Überwachung
befördert oder unter vorübergehende Verwahrung genommen werden, die Vorlage der im Überein-
kommen vorgesehenen Ausfuhrdokumente oder eines hinreichenden Nachweises für ihr Vorhandensein
zu verlangen. Wenn der Nachweis nach den Umständen nicht zumutbar ist, genügt Glaubhaftmachung.

Mitteilungspflicht

§ 3. Für jede zollamtliche Abfertigung lebender Tiere und Pflanzen, die von diesem Bundesgesetz
erfaßt sind, ist die voraussichtliche Ankunftszeit der abfertigenden Zollstelle unter Angabe der Art der
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Tiere und Pflanzen sowie ihrer Einordnung in die Anhänge des Übereinkommens oder der Verordnung
(EWG) Nr. 3626/82 rechtzeitig mitzuteilen.

Einfuhr

§ 4. Eine Einfuhrgenehmigung gemäß Art. 10 Abs. 1 lit. a der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 für
Exemplare der Arten der Anhänge I des Übereinkommens und C Teil 1 und Teil 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3626/82 ist zu erteilen, wenn die in Art. 10 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82
angeführten Voraussetzungen vorliegen. Bei der Einfuhr von Exemplaren der Arten der Anhänge I des
Übereinkommens und C Teil 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 ist eine Einfuhrgenehmigung gemäß
Art. 10 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 nur dann zu erteilen, wenn der Antragsteller
zusätzlich glaubhaft macht, daß das Exemplar nicht für hauptsächlich kommerzielle Zwecke verwendet
werden soll, außer bei toten Exemplaren, die vor Inkrafttreten des Übereinkommens erworben wurden.

§ 5. (1) Bei der Einfuhr aus Drittländern von Exemplaren von Arten, die nicht im Anhang I des
Übereinkommens oder im Anhang C Teil 1 oder Teil 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 genannt
sind, ist den Zollstellen eine Einfuhrbescheinigung vorzulegen.

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann, auch im innergemeinschaftlichen
Handel, mit Verordnung statt der Vorlagepflicht einer Einfuhrbescheinigung gemäß Abs. 1 die Vorlage-
pflicht einer Einfuhrgenehmigung (Art. 10 Abs. 1 Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 und Art. 4 bis Art. 10
Formularverordnung) vorschreiben, wenn Grund zur Annahme besteht, daß bei einer Einfuhr ohne
Durchführung der Prüfungen für die Erteilung einer Einfuhrgenehmigung gemäß Art. 10 Abs. 1 lit. b der
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 das Verbreitungsgebiet der Art ungünstig beeinflußt werden kann oder
die artgemäße und verhaltensgerechte Unterbringung und die fachgerechte Pflege nicht gewährleistet
wäre.

(3) Bei der Einfuhr künstlich vermehrter Pflanzen des Anhanges II des Übereinkommens ist ein von
einer ausländischen Vollzugsbehörde ausgestelltes Pflanzengesundheitszeugnis (phytosanitäres Zeugnis)
als Bescheinigung gemäß Art. VII Abs. 5 des Übereinkommens anzusehen, wenn ausdrücklich angeführt
ist, daß es sich um künstlich vermehrte Pflanzen im Sinne des Art. VII Abs. 5 des Übereinkommens han-
delt. Sofern nach den Bestimmungen des Übereinkommens für den Handel mit Hybriden von Arten, die
im Übereinkommen erfaßt sind, eine Bescheinigung der künstlichen Vermehrung ausreicht, sind solche
Vermerke in ausländischen Pflanzengesundheitszeugnissen (phytosanitären Zeugnissen) anzuerkennen.

Bedingungen, Auflagen, Befristungen

§ 6. Genehmigungen, Bescheinigungen und Bestätigungen können befristet sowie mit Bedingungen
und Auflagen versehen werden, um sicherzustellen, daß den Zielsetzungen des Übereinkommens Rech-
nung getragen wird.

Hausrat

§ 7. (1) Genehmigungen und Bescheinigungen sind für andere als lebende Exemplare sowie für
Teile und Erzeugnisse, soweit sie zum persönlichen Gebrauch bestimmt oder als Hausrat anzusehen sind,
nicht erforderlich, es sei denn,

1. daß sie im Anhang I des Übereinkommens oder im Anhang C Teil 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 genannt sind, vom Eigentümer außerhalb des Staates erworben wurden, in dem er
seinen normalen oder gewöhnlichen Wohnsitz hat, und nun in diesen Staat eingeführt werden
sollen, oder

2. daß sie im Anhang II des Übereinkommens oder im Anhang C Teil 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 genannt sind, vom Eigentümer außerhalb des Staates, in dem er seinen normalen
oder gewöhnlichen Wohnsitz hat, in jenem Staat erworben wurden, in dem die Entnahme aus der
freien Natur erfolgte und die Ausfuhr an das Vorliegen einer Ausfuhrgenehmigung gebunden ist,
und in der Folge in den Staat eingeführt werden sollen, in dem der Eigentümer seinen normalen
oder gewöhnlichen Wohnsitz hat.

(2) Die in Abs. 1 genannten Ausschlußgründe gelten jedoch nicht, wenn eine Bescheinigung der zu-
ständigen Behörde vorliegt, daß das Exemplar, der Teil oder das Erzeugnis erworben wurde, bevor das
Übereinkommen darauf anzuwenden war.
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(3) Sofern die in Abs. 1 genannten Ausschlußgründe nicht vorliegen, können gemäß Art. 14 der
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 lebende Tiere des persönlichen Gebrauchs vorübergehend aus-, wieder-
aus- oder eingeführt werden, wenn eine Bestätigung der zuständigen Behörde vorliegt, daß

1. die Exemplare eine Kennzeichnung gemäß diesem Bundesgesetz aufweisen,
2. die vorübergehende Aus-, Wiederaus- oder Einfuhr zu nichtkommerziellen Zwecken stattfindet

und
3. die Exemplare sich im Eigentum des Bestätigungswerbers befinden.

(4) Bestätigungen nach Abs. 3 sind bei jeder Aus-, Wiederaus- und Einfuhr den österreichischen
Zollstellen vorzulegen. Im Fall der mißbräuchlichen Verwendung der Bestätigung ist diese durch die
zuständige Behörde für ungültig zu erklären.

Strengere Maßnahmen

§ 8. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann, sofern dies nicht in die Zustän-
digkeit der Länder fällt, durch Verordnung gemäß Art. 15 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82  aus den
dort genannten Gründen Maßnahmen festlegen, die strenger sind als die in der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 vorgesehenen.

Auskunftspflichten

§ 9. (1) Wer Exemplare des Anhanges I des Übereinkommens und des Anhanges C Teil 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3626/82  besitzt oder die tatsächliche Gewalt darüber ausübt, muß auf Verlangen der
Vollzugsbehörde, der wissenschaftlichen Behörde, der Zollverwaltung, der Veterinärverwaltung, der
Pflanzenschutzbehörde und von diesen bestellten Sachverständigen nachweisen, daß er sie vor Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes rechtmäßig eingeführt hat oder es sich um in Gefangenschaft gezüchtete
oder künstlich vermehrte Exemplare handelt oder es sich um Exemplare handelt, die für unter wissen-
schaftlicher Aufsicht stehende Forschungs-, Lehr- oder Zuchtzwecke, die nachweislich der Erhaltung der
Art dienen, bestimmt sind. Für alle übrigen von der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 oder dem Überein-
kommen erfaßten Exemplare genügt Glaubhaftmachung.

(2) Der Veräußerer hat den Käufer von den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen zu informieren.

Ausnahmen

§ 10. Als Ausnahme von den Verboten des Art. 6 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 werden die
Ausnahmen gemäß Abs. 1 lit. a, jedoch nur hinsichtlich Arten des Anhanges C Teil 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 3626/82, für alle anderen Arten des Anhanges I des Übereinkommens soll der Zeitpunkt
gelten, an dem das Übereinkommen auf dieses Exemplar Anwendung fand, lit. b, lit. c, sofern es sich um
unter wissenschaftlicher Aufsicht stehende Forschungs-, Lehr- oder Zuchtzwecke handelt, wobei die
Zuchtzwecke nachweislich der Erhaltung der Art dienen müssen, sowie lit. d des Art. 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 3626/82 zugelassen.

Kennzeichnung

§ 11. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat mit Verordnung jene Arten zu
bezeichnen, für die im Falle der Ein-, Aus- und Wiederausfuhr eine Kennzeichnung erforderlich ist oder
die von einer Kennzeichnungspflicht ausgenommen werden sollen.

(2) Die Verordnung hat weiters insbesondere Vorschriften zu enthalten über
1. die Art und Beschaffenheit des Kennzeichens,
2. die Methode der Kennzeichnung und
3. die Plazierung des Kennzeichens.

(3) Die Kennzeichnung hat unter Behördenaufsicht zu erfolgen. Der Eigentümer des Exemplares hat
für allenfalls notwendige Hilfestellung Sorge zu tragen.

(4) Die Kennzeichen müssen dauerhaft, unverwechselbar und so beschaffen sein, daß sie nur einmal
verwendet werden können.

(5) Die Art der Kennzeichnung und der Code des Kennzeichens ist von der Behörde, die die Kenn-
zeichnung beaufsichtigt hat, in den Dokumenten nach dem Übereinkommen, der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82, der Formularverordnung und diesem Bundesgesetz einzutragen.

(6) Die Kosten des Kennzeichens und der Kennzeichnung hat der Eigentümer des Exemplars zu tra-
gen.
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(7) Die Behörde, die die Kennzeichnung beaufsichtigt hat, hat dem Bundesminister für wirtschaftli-
che Angelegenheiten alle relevanten Informationen zu übermitteln.

(8) Ein zentrales Register über die vergebenen Kennzeichen muß, soweit dies zur Erreichung der
Ziele des Übereinkommens erforderlich ist, eingerichtet werden.

(9) Jede Beschädigung oder Entfernung eines Kennzeichens ist jener Behörde, die die Kennzeich-
nung beaufsichtigt hat, unverzüglich zu melden. Bei Tod oder Untergang eines Exemplars ist das Kenn-
zeichen jener Behörde, die die Kennzeichnung durchgeführt hat, zurückzugeben.

Transport

§ 12. Eine Genehmigung nach Art. 13 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 für die innerge-
meinschaftliche Verbringung lebender Tiere darf nur erteilt werden, wenn der Antragsteller nachweist,
daß der vorgesehene Empfänger über geeignete Einrichtungen für die artgemäße und verhaltensgerechte
Unterbringung verfügt und die fachgerechte Pflege gewährleistet ist.

§ 13. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat mit Verordnung Vorschriften
für den Transport lebender Exemplare, die vom Übereinkommen oder der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 erfaßt sind, zu erlassen.

(2) Die Verordnung gemäß Abs. 1 kann insbesondere Vorschriften enthalten über:
1. die Transportdauer,
2. die Beschaffenheit der Transportbehältnisse,
3. die Betreuung und Pflege während des Transports und
4. die Transportfähigkeit,

damit während des Transports die Gefahr der Verletzung, Gesundheitsschädigung oder Tierquälerei so-
weit als möglich ausgeschaltet wird und die artgerechte Behandlung gewährleistet ist.

(3) Die Verordnung nach Abs. 1 hat auf die „CITES – Leitlinien für den Transport und die entspre-
chende Vorbereitung von freilebenden Tieren und wildwachsenden Pflanzen“ und für den Transport
lebender Tiere auf dem Luftweg auf die Vorschriften der International Air Transport Association (IATA)
für den Transport lebender Tiere Bedacht zu nehmen.

(4) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann durch Verordnung auch eine an-
dere Kundmachung der Vorschriften für den Transport lebender Exemplare als die Kundmachung im
Bundesgesetzblatt vorsehen.

Verbote

§ 14. Wenn von der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens oder von einem Aus-
schuß der Europäischen Kommission oder des Rates der Europäischen Gemeinschaft festgestellt wird,
daß

1. ein bestimmter Staat die Verpflichtungen aus dem Übereinkommen nicht einhält und bis zur
Setzung der erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der Bestimmungen des Übereinkommens
ein Ruhen des Handels mit Exemplaren gegenüber diesem Staat angeregt wird, oder

2. ein signifikanter Handel mit Exemplaren einer bestimmten Art stattfindet, der nicht in Überein-
stimmung mit dem Übereinkommen erfolgt und bis zur Setzung der erforderlichen Maßnahmen
zur Einhaltung der Bestimmungen des Übereinkommens ein Ruhen des Handels mit Exemplaren
dieser Art vorgeschlagen wird,

kann der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten mit Verordnung die Ein- und Ausfuhr
dieser Exemplare untersagen oder sonstige zur Erreichung der Ziele dieses Bundesgesetzes, der Verord-
nung (EWG) Nr. 3626/82 und des Übereinkommens notwendige Maßnahmen treffen.

Kontrollbefugnisse

§ 15. (1) Soweit dies zur Vollziehung sowie zur Erreichung der Ziele dieses Bundesgesetzes, der
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 oder des Übereinkommens erforderlich ist, sind die mit der Vollziehung
betrauten Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeiten sowie die von diesen im Einzelfall beauftragten
Sachverständigen befugt, Grundstücke und Gebäude zu betreten und zu besichtigen, Transportmittel
anzuhalten, Behältnisse und Transportmittel zu öffnen und zu besichtigen sowie Kontrollen vorzuneh-
men.

Abgenommene zollamtliche Nämlichkeitszeichen sind durch entsprechende amtliche Nämlichkeitszei-
chen zu ersetzen. Der Eigentümer der Liegenschaft bzw. der Betriebsinhaber oder der Vertreter dieser
Personen ist spätestens beim Betreten der Liegenschaft oder des Betriebes nach Tunlichkeit zu ver-
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ständigen. Ist Gefahr im Verzug und ist weder der Eigentümer der Liegenschaft noch der Betriebsinhaber
oder der Vertreter dieser Personen erreichbar, so genügt die nachträgliche Verständigung.

(2) Soweit dies zur Vollziehung sowie zur Erreichung der Ziele dieses Bundesgesetzes, der Verord-
nung (EWG) Nr. 3626/82 oder des Übereinkommens erforderlich ist, haben Personen, in deren Gewahr-
sam sich Exemplare befinden, den mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behörden und
den von diesen im Einzelfall beauftragten Sachverständigen das Betreten, Öffnen und Besichtigen der
Grundstücke, Gebäude, Behältnisse und Transportmittel zu ermöglichen. Weiters haben die genannten
Personen die notwendigen Auskünfte zu geben, notwendige Unterlagen vorzulegen und erforderli-
chenfalls Einblick in die Aufzeichnungen über den Lagerbestand sowie in die sonstigen Aufzeichnungen
zu gewähren, soweit dies notwendig ist, um die Herkunft oder den Verbleib von artengeschützten Exem-
plaren zu prüfen.

 (3) Zur Sicherung des Verfalls (§ 18) können Exemplare von den Behörden und Organen gemäß
Abs. 1 beschlagnahmt werden. Diese Behörden und Organe haben die Beschlagnahme der zur Strafver-
folgung zuständigen Behörde ungesäumt anzuzeigen.

(4) Die Behörden und Organe gemäß Abs. 1 haben jede nicht unbedingt erforderliche Störung oder
Behinderung eines Betriebes zu vermeiden.

Strafbestimmungen
§ 16. (1) Wer entgegen diesem Bundesgesetz oder dem unmittelbar anwendbaren Recht der Euro-

päischen Union lebende Exemplare von Tieren oder Pflanzen, die im Anhang I des Übereinkommens
oder im Anhang C Teil 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 erwähnt sind, oder ein durch eine nach § 8
dieses Bundesgesetzes erlassene Verordnung gleichgestelltes Exemplar ausführt, wiederausführt, einführt
oder durchführt, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu
360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer entgegen § 10 dieses Bundesgesetzes die im Abs. 1 genannten Ex-
emplare einem anderen anbietet, verschafft, überläßt, zu kommerziellen Zwecken vorführt oder zum
Zwecke der Verbreitung lagert.

(3) Die den Gegenstand der strafbaren Handlung bildenden Exemplare samt den zu ihrer Aufbewah-
rung, Verwahrung oder Betreuung verwendeten Gegenständen sind nach Maßgabe des § 18 für verfallen
zu erklären.

(4) Die Gerichte und die Staatsanwaltschaften können bei der Verfolgung der Vergehen nach Abs. 1
und Abs. 2 die Zollbehörden in Anspruch nehmen. Im übrigen ist § 197 Finanzstrafgesetz sinngemäß
anzuwenden.

§ 17. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer
1. ein Exemplar einer Art, die in den Anhängen I, II oder III des Übereinkommens oder C Teil 1

oder Teil 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 angeführt ist, entgegen diesem Bundesgesetz
oder dem unmittelbar anwendbaren Recht der Europäischen Union einführt, ausführt, wieder-
ausführt oder durchführt, oder

2. durch unrichtige oder unvollständige Angaben eine nach diesem Bundesgesetz oder nach dem
unmittelbar anwendbaren Recht der Europäischen Union erforderliche Genehmigung oder Be-
scheinigung erschleicht oder das Vorliegen der Genehmigungsfreiheit vortäuscht, oder

3. gegen die §§ 9, 10 oder 15 dieses Bundesgesetzes oder gegen die Bestimmungen des Art. 6 der
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 verstößt, oder

4. gegen eine Verordnung gemäß § 11 oder § 13 dieses Bundesgesetzes verstößt,
und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 100 000 S zu bestrafen. Strafbare Hand-
lungen nach Z 1 oder Z 2 sind mit Geldstrafe bis 200 000 S zu bestrafen, sofern ein Exemplar einer Art
betroffen ist, die in den Anhängen II des Übereinkommens oder C Teil 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 angeführt ist, jedoch mit Geldstrafe von 50 000 S bis 500 000 S, sofern ein Exemplar einer
Art betroffen ist, die in den Anhängen I des Übereinkommens oder C Teil 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3626/82 angeführt ist.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Eine Verwaltungsübertretung nach den vorstehenden Bestimmungen liegt nicht vor, wenn die
Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet.

(4) Die Verfolgungsverjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG 1991) beträgt drei Jahre.
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(5) Die den Gegenstand der strafbaren Handlung bildenden Exemplare samt den zu ihrer Aufbewah-
rung, Verwahrung oder Betreuung verwendeten Gegenständen sind nach Maßgabe des § 18 für verfallen
zu erklären.

Verfall

§ 18. (1) Die in § 16 Abs. 2 und § 17 Abs. 5 erwähnten Exemplare und Gegenstände sind einzuzie-
hen oder für verfallen zu erklären, wenn sie zur Zeit der Entscheidung im Eigentum oder Miteigentum
des Täters oder eines anderen an der Tat Beteiligten stehen. Weisen andere natürliche oder juristische
Personen ihr Eigentum an den Gegenständen nach, so ist auf Verfall nur dann zu erkennen, wenn diesen
Personen vorzuwerfen ist, daß sie

1. zumindest durch auffallende Sorglosigkeit dazu beigetragen haben, daß mit diesen Gegenständen
die strafbare Handlung begangen wurde, oder

2. beim Erwerb der Gegenstände die deren Verfall begründenden Umstände kannten oder aus auf-
fallender Sorglosigkeit nicht kannten.

Hiebei genügt es, wenn der Vorwurf zwar nicht den Eigentümer des Gegenstandes, aber eine Person
trifft, die für den Eigentümer über den Gegenstand verfügen kann.

(2) Gegenstände, die zur Aufbewahrung, Verwahrung oder Betreuung lebender Exemplare verwen-
det werden, unterliegen nicht dem Verfall, wenn sie für die Aufbewahrung, Verwahrung und Betreuung
der Exemplare nicht benötigt werden und ein auffallendes Mißverhältnis zwischen dem Wert der Gegen-
stände einerseits und dem Grad des Verschuldens und der Höhe des verursachten Schadens andererseits
besteht.

(3) Statt Verfall ist auf die Strafe des Wertersatzes zu erkennen, wenn
1. im Zeitpunkt der Entscheidung feststeht, daß der Verfall unvollziehbar wäre,
2. auf Verfall nur deshalb nicht erkannt wird, weil das Eigentumsrecht einer anderen Person berück-

sichtigt wird,
3. der Verfall zur Bedeutung der Tat oder zu dem den Täter treffenden Vorwurf außer Verhältnis

stünde.

(4) Die Höhe des Wertersatzes entspricht dem zweifachen gemeinen Wert des Exemplares, Teiles
oder Erzeugnisses im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung; ist dieser Zeitpunkt nicht fest-
stellbar, so ist der Zeitpunkt der Aufdeckung der strafbaren Handlung maßgebend. Soweit der Wert nicht
ermittelt werden kann, ist auf Zahlung eines dem vermutlichen Wert entsprechenden Wertersatzes zu
erkennen.

(5) Stünde der Wertersatz zur Bedeutung der Tat oder zu dem den Täter treffenden Vorwurf außer
Verhältnis, so ist von seiner Auferlegung ganz oder teilweise abzusehen.

(6) Der Wertersatz fließt dem Bund zu. Die zufließenden Erlöse sind für Belange des Artenschutzes
zu verwenden.

(7) Wird ein lebendes Exemplar beschlagnahmt, so ist es in ein Schutzzentrum gemäß Art. VIII
Abs. 5 des Übereinkommens oder an einen anderen Ort, der geeignet und mit den Zwecken dieses Über-
einkommens vereinbar scheint, zu bringen.

(8) Wird ein lebendes Exemplar für verfallen erklärt, so hat der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten dieses Exemplar auf Kosten desjenigen, der die strafbare Handlung begangen hat, und
nach Anhörung des Ausfuhrstaates an diesen zurückzusenden oder es in ein Schutzzentrum oder an einen
anderen Ort (Abs. 7) zu bringen.

(9) Werden tote Exemplare, Teile oder Erzeugnisse für verfallen erklärt, so sind sie wissenschaftli-
chen Einrichtungen, Schulen oder sonstigen in Betracht kommenden Stellen zur kostenlosen Übernahme
anzubieten, ist dies nicht der Fall, so sind solche Exemplare, Teile oder Erzeugnisse zu vernichten.

(10) Zur Sicherung des Verfalls können Exemplare, Teile oder Erzeugnisse auch durch Organe der
Zollverwaltung beschlagnahmt werden. Diese Organe haben die Beschlagnahme der zur Strafverfolgung
zuständigen Behörde ungesäumt anzuzeigen.

Zuständigkeits- und Schlußbestimmungen

§ 19. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, des unmittelbar anwendbaren Rechts der Eu-
ropäischen Union und des Übereinkommens ist der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
betraut, sofern die nachstehenden Absätze nichts anderes bestimmen.
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(2) Als zuständige Behörde für die Vollziehung des Art. 8 lit. c, soweit es um die Bestätigung der
Sachverhalte des Art. 10 Abs. 1 lit. b 1., 3. und 4. Unterabsatz mit Ausnahme des Art. 11 lit. a geht, des
Art. 10 Abs. 1 lit. b, mit Ausnahme des 2. Unterabsatzes, des Art. 11 lit. b, des Art. 13 Abs. 2, soweit es
um die Bescheinigung gemäß Art. 10 Abs. 1 lit. b 3. Unterabsatz geht und des Art. 15 Abs. 1 lit. b der
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 ist die nach den landesrechtlichen Bestimmungen in Betracht kom-
mende Behörde anzusehen.

(3) Als wissenschaftliche Behörde gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 ist die nach den lan-
desrechtlichen Bestimmungen in Betracht kommende Behörde anzusehen.

(4) Mit der Vollziehung, soweit das Einschreiten der Zollbehörden vorgesehen ist, ist der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 16 ist der Bundesminister für Justiz betraut.

(6) Die Eingangs- und Ausgangszollstellen gemäß Art. 16 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 legt
der Bundesminister für Finanzen durch Verordnung fest.

§ 20. (1) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das Bundesgesetz vom 1. Juli
1981 zur Durchführung des Übereinkommens vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen, BGBl. Nr. 189/1982, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nrn. 97/1988, 743/1988, 366/1989 und 256/1993 samt den dazu ergangenen Verordnungen
außer Kraft.

(2) Bis zur Erlassung einer Verordnung gemäß § 19 Abs. 6 gilt die Verordnung betreffend die Be-
stimmung der Zollämter, bei denen Exemplare, Teile oder Erzeugnisse gefährdeter Arten freilebender
Tiere und Pflanzen aus- und eingeführt werden dürfen, BGBl. Nr. 196/1982, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 454/1994, als Bundesgesetz weiter.

 (3) Auf die nach § 12 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1981 zur Durchführung des Übereinkommens
vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflan-
zen, BGBl. Nr. 189/1982, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 begangene strafbare
Handlungen sind auch nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes (Abs. 1) die Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 1. Juli 1981 zur Durchführung des Übereinkommens vom 3. März 1973 über den interna-
tionalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen, BGBl. Nr. 189/1982, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 sowie die dazu erlassenen Verordnungen weiterhin anzu-
wenden.

Klestil

Vranitzky

!( ��Bundesgesetz zur Durchführung eines Informationsverfahrens auf dem Gebiet der
technischen Vorschriften und Normen (Notifikationsgesetz – NotifG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Begriffsbestimmungen

§ 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten:
1. „Erzeugnis“: Alle Erzeugnisse, die gewerblich hergestellt werden sowie alle landwirtschaftli-

chen Erzeugnisse;
2. „Technische Spezifikation“: Spezifikation, die in einem Schriftstück enthalten ist, das Merk-

male für ein Erzeugnis vorschreibt, wie Qualitätsstufen, Gebrauchstauglichkeit, Sicherheit oder
Abmessungen, einschließlich der Vorschriften über Verkaufsbezeichnung, Terminologie, Sym-
bole, Prüfungen und Prüfverfahren, Verpackung, Kennzeichnung und Beschriftung des Erzeug-
nisses sowie über Konformitätsbewertungsverfahren.
Unter den Begriff „technische Spezifikation“ fallen ferner die Herstellungsmethoden und          
-verfahren für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse gemäß Art. 38 Abs. 1 des EGV, für die Er-
zeugnisse, die zur menschlichen und tierischen Ernährung bestimmt sind und für die Arznei-
mittel gemäß Art. 1 der Richtlinie 65/65/EWG sowie die Herstellungsmethoden und -verfahren
für die anderen Erzeugnisse sofern diese die Merkmale dieser Erzeugnisse beeinflussen;
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3. „Sonstige Vorschrift“: Eine Vorschrift für ein Erzeugnis, die keine technische Spezifikation ist
und insbesondere zum Schutz der Verbraucher oder der Umwelt erlassen wird und die seinen
Lebenszyklus nach dem Inverkehrbringen betrifft, wie Vorschriften für Gebrauch, Wiederver-
wertung, Wiederverwendung oder Beseitigung, sofern diese Vorschriften die Zusammensetzung
oder die Art des Erzeugnisses bzw. seine Vermarktung wesentlich beeinflussen können;

4. „Norm“: Technische Spezifikation, die von einer anerkannten Normungsorganisation zur wie-
derholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung jedoch nicht zwin-
gend vorgeschrieben ist und bei der es sich um eine der nachstehend beschriebenen Kategorien
handelt:
– Internationale Norm: Norm, die von einer internationalen Normungsorganisation angenom-

men wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;
– Europäische Norm: Norm, die von einer der europäischen Normungsorganisationen ange-

nommen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;
– Nationale Norm: Norm, die von einer nationalen Normungsorganisation angenommen wird

und der Öffentlichkeit zugänglich ist;
5. „Normungsprogramm“: Arbeitsplan einer anerkannten normschaffenden Körperschaft, welcher

die laufenden Arbeitsthemen der Normungstätigkeit enthält;
6. „Normentwurf“: Schriftstück, das die technischen Spezifikationen für einen bestimmten Gegen-

stand enthält und dessen Verabschiedung nach dem innerstaatlichen Normungsverfahren in der
Form beabsichtigt ist, in der es als Ergebnis der Vorbereitungsarbeiten zur öffentlichen Enquete
(Stellungnahme) veröffentlicht wird;

7. „Technische Vorschrift“: Technische Spezifikationen sowie sonstige Vorschriften einschließlich
der einschlägigen Verwaltungsvorschriften, deren Beachtung de jure oder de facto für das In-
verkehrbringen oder die Verwendung im Bundesgebiet oder in einem großen Teil des Bundes-
gebietes verbindlich ist, sowie der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit denen Herstellung,
Einfuhr, Inverkehrbringung oder Verwendung eines Erzeugnisses verboten wird.

Technische De-facto-Vorschriften sind insbesondere:
– die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, in denen entweder auf technische Spezifikationen

bzw. sonstige Vorschriften oder Berufskodizes bzw. Verhaltenskodizes, die ihrerseits einen
Verweis auf technische Spezifikationen oder sonstige Vorschriften enthalten, verwiesen wird
und deren Einhaltung eine Konformität mit den durch die genannten Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften festgelegten Bestimmungen vermuten läßt;

– freiwillige Vereinbarungen, bei denen der Staat Vertragspartei ist und die im öffentlichen
Interesse die Einhaltung von technischen Spezifikationen und sonstigen Vorschriften mit
Ausnahme der Vergabevorschriften im öffentlichen Beschaffungswesen bezwecken;

– die technischen Spezifikationen bzw. sonstigen Vorschriften, die mit steuerlichen oder finan-
ziellen Maßnahmen verbunden sind, die auf den Verbrauch der Erzeugnisse Einfluß haben,
indem sie die Einhaltung dieser technischen Spezifikationen bzw. sonstigen Vorschriften
fördern; dies gilt nicht für technische Spezifikationen bzw. sonstige Vorschriften, die die na-
tionalen Systeme der sozialen Sicherheit betreffen.

8. „Entwurf einer technischen Vorschrift“: Text einer technischen Spezifikation oder einer sonsti-
gen Vorschrift einschließlich Verwaltungsvorschriften, der ausgearbeitet worden ist, um diese
Spezifikation als technische Vorschrift festzuschreiben oder letztlich festschreiben zu lassen,
und der sich im Stadium der Ausarbeitung befindet, in dem noch wesentliche Änderungen mög-
lich sind;

9. „Wesentliche Änderung“: Änderungen, die den Anwendungsbereich ändern, den ursprünglichen
Zeitpunkt für die Anwendung vorverlegen, Spezifikationen oder Vorschriften hinzufügen oder
verschärfen;

10. „Zuständige Stellen“: Jene Stellen, die im Bereich der Verwaltung des Bundes zur Erlassung
von technischen Vorschriften oder zur Ausarbeitung von Entwürfen solcher Vorschriften er-
mächtigt sind oder in deren Zuständigkeitsbereich der Gegenstand eines von einem anderen
Staat notifizierten Entwurfes fällt.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Maßnahmen, die im Rahmen des EGV zum Schutz von Per-
sonen, insbesondere der Arbeitnehmer bei der Verwendung von Erzeugnissen für erforderlich gehalten
werden, sofern diese Maßnahmen keine Auswirkungen auf die Erzeugnisse haben.
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Notifikation technischer Vorschriften

§ 2. (1) Jeder Entwurf einer technischen Vorschrift sowie jede wesentliche Änderung ist, nach abge-
schlossener Ausarbeitung aber noch vor der beabsichtigten Inkraftsetzung, dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten durch die zuständige Stelle zur Notifikation an die Europäische Kommission
zu übermitteln. Diese Notifikation an die Europäische Kommission hat unverzüglich, spätestens jedoch
innerhalb von vierzehn Tagen nach Erhalt der Notifikation der zuständigen Stelle seitens des Bundesmi-
nisters für wirtschaftliche Angelegenheiten, zu erfolgen. Sollte die Notifikation vom Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten nicht innerhalb dieser Frist erfolgen, ist die zuständige Stelle berechtigt,
die Notifikation direkt an die Europäische Kommission vorzunehmen. In diesem Fall hat die zuständige
Stelle den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten unverzüglich von der von ihr vorgenom-
menen Notifikation zu verständigen.

(2) Bei der Notifikation gemäß Abs. 1 ist ein Formblatt zu verwenden, dessen nähere Ausgestaltung
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten mit Verordnung festzusetzen hat.

Insbesondere hat die Notifikation folgendes zu enthalten:
1. den vollständigen Wortlaut des Entwurfes in deutscher Sprache;
2. die Gründe, die die Festlegung einer derartigen technischen Vorschrift erforderlich machen, es sei

denn, die Gründe gehen bereits aus dem Entwurf hervor;
3. Name und Anschrift der zuständigen Stelle, die weitere Angaben über die Vorschriften machen

kann;
4. das geplante Datum des Inkrafttretens und
5. im Falle des § 3 Abs. 5 Z 1 die Gründe für die Dringlichkeit der getroffenen Maßnahme.

(3) Gegebenenfalls sind der Notifikation gemäß Abs. 1 die hauptsächlich und unmittelbar betroffe-
nen grundlegenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften anzuschließen, wenn diese für die Beurteilung
der Tragweite des Entwurfs einer technischen Vorschrift notwendig sind. Dies ist der Fall, wenn es die
Europäische Kommission ausdrücklich verlangt.

(4) Zielt der Entwurf einer technischen Vorschrift insbesondere darauf ab, das Inverkehrbringen
oder die Verwendung eines Stoffes, einer Zubereitung oder eines chemischen Erzeugnisses aus Gründen
des Gesundheits-, Verbraucher- oder Umweltschutzes einzuschränken, so ist in der Notifikation gemäß
Abs. 1 entweder eine Zusammenfassung aller zweckdienlichen Angaben über die betroffenen Stoffe,
Zubereitungen oder Erzeugnisse sowie über bekannte und erhältliche Substitutionsprodukte oder, sofern
verfügbar, die Fundstellen dieser Angaben sowie Angaben über die zu erwartenden Auswirkungen dieser
Maßnahme auf Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz, sofern zweckmäßig mit einer Risikoanalyse,
die im Falle eines bereits existierenden Stoffes nach den allgemeinen Grundsätzen für die Beurteilung der
Gefahren chemischer Erzeugnisse im Sinne des Art. 10 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 und
im Falle eines neuen Stoffes nach den Grundsätzen im Sinne des Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 93/32/EWG
durchgeführt wird, zu übermitteln.

 (5) Sofern dies die zuständige Stelle als erforderlich erachtet, kann sie in der Notifikation gemäß
Abs. 1 beantragen, daß die gemeldete Information vertraulich zu behandeln ist. Ein solcher Antrag ist zu
begründen.

§ 3. (1) Die zuständigen Stellen haben dafür Sorge zu tragen, daß vor Ablauf einer dreimonatigen
Frist nach Eingang der Notifikation bei der Europäischen Kommission die technische Vorschrift nicht in
Kraft tritt. Diese Frist verlängert sich auf:

1. 4 Monate im Falle von einer von Österreich beabsichtigten freiwilligen Vereinbarung, sofern die
Europäische Kommission oder ein Mitgliedstaat innerhalb der Dreimonatsfrist eine ausführliche
Stellungnahme abgibt, derzufolge die geplante Maßnahme Elemente enthält, die den freien Wa-
renverkehr im Rahmen des Binnenmarktes beeinträchtigen könnten;

2. 6 Monate, wenn die Europäische Kommission oder ein Mitgliedstaat innerhalb der Dreimonats-
frist eine ausführliche Stellungnahme abgibt, derzufolge die geplante Maßnahme Elemente ent-
hält, die den freien Warenverkehr im Rahmen des Binnenmarktes beeinträchtigen könnten;

3. 12 Monate, wenn die Europäische Kommission innerhalb der Dreimonatsfrist die Absicht be-
kanntgibt, für den gleichen Gegenstand eine Richtlinie, eine Verordnung oder eine Entscheidung
im Sinne von Art. 189 EGV vorzuschlagen oder anzunehmen oder bekanntgibt, daß der Entwurf
einer technischen Vorschrift einen Gegenstand betrifft, für welchen dem Rat der EG ein Vor-
schlag für eine Richtlinie, eine Verordnung oder eine Entscheidung im Sinne von Art. 189 EGV
vorgelegt worden ist;
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4. 18 Monate, wenn der Rat der EG innerhalb der Stillhaltefrist gemäß der Z 3 einen gemeinsamen
Standpunkt festlegt.

(2) Während dieser Stillhaltefristen eingelangte Bemerkungen und Stellungnahmen der Europäi-
schen Kommission und anderer Mitgliedstaaten sind bei der weiteren Ausarbeitung der technischen Vor-
schrift so weit wie möglich zu berücksichtigen.

(3) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die zuständigen Stellen unverzüg-
lich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen ab dem Eingang beim Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten vom genauen Datum des Einganges der Notifikation bei der Europäischen Kommission
zu informieren.

(4) Die Fristen gemäß Abs. 1 Z 3 und 4 enden vorzeitig, wenn die Europäische Kommission mitteilt,
daß sie auf ihre Absicht verzichtet, einen verbindlichen Gemeinschaftsrechtsakt vorzuschlagen oder zu
erlassen, wenn die Europäische Kommission die Rücknahme ihres Entwurfs oder Vorschlags mitteilt,
oder sobald ein verbindlicher Gemeinschaftsrechtsakt von der Europäischen Kommission oder vom Rat
der EG erlassen worden ist.

(5) Die Stillhaltefristen gemäß Abs. 1 gelten nicht:
1. wenn es notwendig ist, eine technische Vorschrift aus dringenden Gründen, die durch eine ernste

und unvorhersehbare Situation entstanden sind und sich auf den Gesundheitsschutz von Mensch
und Tier, auf den Erhalt von Pflanzen oder auf die Sicherheit beziehen, ohne die Möglichkeit ei-
ner vorherigen Konsultation in kürzester Frist auszuarbeiten, um sie unverzüglich zu erlassen und
in Kraft zu setzen; die Dringlichkeit dieser Maßnahme ist in der Notifikation gemäß § 2 Abs. 1 zu
begründen;

2. für technische Vorschriften, die ein Herstellungsverbot enthalten, sofern diese Bestimmung kein
Hindernis für den freien Warenverkehr darstellt;

3. für technische Vorschriften, bei denen es sich um die vollständige Übertragung von internationa-
len oder europäischen Normen handelt; in diesem Fall ist in der Notifikation anzugeben, um wel-
che übertragenen Normen es sich handelt.

§ 4. Das Notifikationsverfahren gemäß den §§ 2 und 3 findet keine Anwendung auf technische Vor-
schriften:

1. die verbindliche Gemeinschaftsrechtsakte, mit denen technische Spezifikationen in Kraft gesetzt
werden, umsetzen;

2. mit denen Verpflichtungen aus einem internationalen Übereinkommen erfüllt werden, wodurch
eine gemeinsame Regelung in der Gemeinschaft in Kraft gesetzt wird;

3. mit denen Schutzklauseln in Anspruch genommen werden, die in verbindlichen Gemeinschafts-
rechtsakten enthalten sind;

4. die einem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften nachkommen;
5. die eine technische Spezifikation zum Zweck der Beseitigung eines Handelshemmnisses entspre-

chend einem Antrag der Europäischen Kommission ändern oder
6. die Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 92/59/EWG des Rates vom 29. Juni 1992 über die allgemeine

Produktsicherheit anwenden.

§ 5. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat Entwürfe technischer Vor-
schriften der anderen Mitgliedstaaten unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen nach Vor-
liegen der deutschen, englischen oder französischen Übersetzung an die zuständigen Stellen weiterzulei-
ten und ihnen dabei bekanntzugeben, wann die Notifikation des Entwurfes bei der Europäischen Kom-
mission eingelangt ist.

(2) Die zuständigen Stellen können, im Wege des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, weitere Auskünfte über einen Entwurf einer technischen Vorschrift anfordern.

§ 6. (1) Innerhalb von sechs Wochen ab der im § 5 Abs. 1 genannten Notifikation können die zu-
ständigen Stellen Stellungnahmen zu Entwürfen technischer Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates
ausarbeiten.

(2) Innerhalb von drei Monaten ab der Notifikation gemäß § 5 Abs. 1 hat der Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten diese Stellungnahmen in Form einer einzigen, gemäß § 5 Abs. 1 Z 1
Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76/1986, in der jeweils geltenden Fassung, von der zuständi-
gen Stelle koordinierten Stellungnahme der Europäischen Kommission zu übermitteln.
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Vertraulichkeit

§ 7. (1) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes den zuständigen Stellen zugekommenen Informatio-
nen sind vertraulich zu behandeln, wenn dies vom jeweiligen Mitgliedstaat in seiner Notifikation bean-
tragt wurde.

(2) Sofern von der zuständigen Stelle Sachverständige herangezogen werden, dürfen diese Amtsge-
heimnisse, die ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, während
der Dauer ihrer Bestellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktion nicht offenbaren oder verwerten. Sie
sind, soweit sie nicht auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer öffentlichen Dienststelle der Amtsver-
schwiegenheit unterliegen, vom jeweils zuständigen Bundesminister auf die gewissenhafte Erfüllung
ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

Notifikation von Normen

§ 8. Zur Durchführung eines Informationsverfahrens auf dem Gebiet der Normen hat der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten die Rechte und Pflichten des Österreichischen Nor-
mungsinstituts sowie des Österreichischen Verbandes für Elektrotechnik durch Verordnung näher zu
regeln. Er hat dabei insbesondere festzulegen:

1. Inhalt und Form der Meldungen von Normungsprogrammen und Normentwürfen,
2. die Mitwirkung bei der Erarbeitung von europäischen Normen und
3. Stillhaltefristen während der Erarbeitung von europäischen Normen.

Zuständigkeits- und Schlußbestimmungen

§ 9. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat im Einvernehmen mit dem jeweils
sachlich zuständigen Bundesminister die Vertretung Österreichs in dem Ausschuß gemäß Art. 5 der
Richtlinie 83/189/EWG in der Fassung der Richtlinie 94/10/EG zu gewährleisten.

§ 10. Für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten, für die Vollziehung der §§ 2, 3, 6 und 7 der jeweils sachlich zuständige Bundesminister zu-
ständig.

§ 11. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das Bundesgesetz über ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften im EWR, BGBl. Nr. 628/1994, außer Kraft.

Klestil

Vranitzky

!(!��Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz 1970 und das Patentverträge-Einführungs-
gesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Patentgesetz 1970, BGBl. Nr. 259, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 634/1994, wird wie folgt geändert:

1. § 22 lautet:

„§ 22. (1) Das Patent berechtigt den Patentinhaber andere davon auszuschließen, den Gegenstand
der Erfindung betriebsmäßig herzustellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen oder
zu den genannten Zwecken einzuführen oder zu besitzen.

(2) Ist das Patent für ein Verfahren erteilt, so erstreckt sich die Wirkung auch auf die durch dieses
Verfahren unmittelbar hergestellten Erzeugnisse.“

2. Die §§ 24 und 25 entfallen.

3. § 28 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Höchstdauer des Patentes beträgt 20 Jahre ab dem Anmeldetag.“

4. § 29 samt Überschrift entfällt.
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5. § 36 lautet:

„§ 36. (1) Kann eine patentierte Erfindung nicht verwertet werden, ohne eine mit besserem Zeitrang
patentierte Erfindung (älteres Patent) zu verletzen, hat der Inhaber des jüngeren Patentes Anspruch auf
eine nicht ausschließliche Lizenz an dem älteren Patent, wenn die mit dem jüngeren Patent geschützte
Erfindung gegenüber der mit dem älteren Patent geschützten Erfindung einen wichtigen technischen
Fortschritt von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung darstellt. Im Falle der Lizenzeinräumung hat auch
der Inhaber des älteren Patentes Anspruch auf eine nicht ausschließliche Lizenz am jüngeren Patent.

(2) Wird eine patentierte Erfindung im Inland nicht in angemessenem Umfang ausgeübt, wobei die
Ausübung auch durch Import erfolgen kann, und hat der Patentinhaber nicht alles zu einer solchen Aus-
übung Erforderliche unternommen, so hat jedermann für seinen Betrieb Anspruch auf eine nicht aus-
schließliche Lizenz an dem Patent, es sei denn, der Patentinhaber weist nach, daß die Ausübung der Er-
findung im Inland wegen der der Ausübung entgegenstehenden Schwierigkeiten nicht oder nicht in grö-
ßerem Umfang zumutbar ist, als dies geschehen ist.

(3) Ist die Erteilung einer Lizenz an einer patentierten Erfindung im öffentlichen Interesse geboten,
hat jedermann für seinen Betrieb Anspruch auf eine nicht ausschließliche Lizenz an der Erfindung. Der
diesbezügliche Anspruch der Bundesverwaltung ist hingegen an keinen Betrieb gebunden.

(4) Verweigert der zur Einräumung einer Lizenz gemäß Abs. 1 bis 3 Berechtigte deren Einräumung,
obwohl sich der Lizenzwerber bemüht hat, die Zustimmung innerhalb einer angemessenen Frist zu an-
gemessenen geschäftsüblichen Bedingungen zu erhalten, so entscheidet auf Antrag des Lizenzwerbers
das Patentamt in dem für die Anfechtung von Patenten vorgeschriebenen Verfahren. Im Fall der Li-
zenzeinräumung ist eine angemessene Vergütung zu bestimmen, wobei der wirtschaftliche Wert der
Lizenz in Betracht zu ziehen ist. Die gegebenenfalls erforderliche Sicherstellung sowie die sonstigen
Bedingungen der Benützung sind unter Berücksichtigung der Natur der Erfindung und der Umstände des
Falles festzusetzen. Umfang und Dauer der Lizenz gemäß Abs. 1 bis 3 werden vorwiegend für die Ver-
sorgung des inländischen Marktes gestattet und sind auf den Zweck zu begrenzen, der sie erforderlich
gemacht hat.

(5) Die Einräumung einer Lizenz gemäß Abs. 2 kann erst vier Jahre nach der Anmeldung oder drei
Jahre nach der Kundmachung der Erteilung des Patentes, an dem die Lizenz begehrt wird, beantragt wer-
den; maßgebend ist diejenige Frist, die zuletzt abläuft.

(6) Vom Erfordernis der Einholung der Zustimmung des zur Einräumung einer Lizenz Berechtigten
kann im Fall des Abs. 3 bei Vorliegen eines nationalen Notstandes oder sonstiger Umstände von äußer-
ster Dringlichkeit abgesehen werden. In diesem Fall ist durch Zwischenentscheidung eine vorläufige
Bewilligung zur Benützung der Erfindung zu erteilen.

(7) Eine gemäß Abs. 4 eingeräumte Lizenz ist vorbehaltlich eines angemessenen Schutzes der be-
rechtigten Interessen der ermächtigten Personen auf Antrag aufzuheben, wenn und sofern die Umstände,
die zu ihr geführt haben, zu bestehen aufhören und wahrscheinlich nicht wieder eintreten. Das Patentamt
entscheidet über diesen Antrag in dem für die Anfechtung von Patenten vorgeschriebenen Verfahren.“

6. § 37 lautet:

„§ 37. Lizenzen gemäß den §§ 35 und 36 Abs. 2 und 3 sowie am jüngeren Patent gemäß § 36 Abs. 1
können ohne Zustimmung des Patentinhabers unter Lebenden nur gemeinsam mit dem lizenzberechtigten
Teil des Unternehmens oder des Geschäftsbetriebs übertragen werden und gehen von Todes wegen nur
dann auf die Rechtsnachfolger über, wenn von diesen der lizenzberechtigte Teil des Unternehmens oder
des Geschäftsbetriebs fortgeführt wird. Eine gemäß § 36 Abs. 1 am älteren Patent eingeräumte Lizenz ist
nicht übertragbar, es sei denn zusammen mit der Übertragung des jüngeren Patentes.“

7. Die Überschrift des § 38 sowie die §§ 38 bis 42 entfallen.

8. § 47 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Patent kann ganz oder teilweise zurückgenommen werden, wenn die Einräumung von
Zwangslizenzen (§ 36 Abs. 2) nicht genügt hat, um die Ausübung der Erfindung im Inland in angemesse-
nem Umfang zu sichern. Die Rücknahme wird mit Rechtskraft der Entscheidung wirksam.“

9. § 47 Abs. 3 entfällt.

10. § 80 Abs. 1 lautet:

„(1) Beim Patentamt ist ein Patentregister zu führen; es hat die Nummer, den Titel, den Anmeldetag
und gegebenenfalls die Priorität der erteilten Patente sowie den Namen und den Wohnort der Patentinha-
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ber und ihrer Vertreter zu enthalten. Der Anfang, das Erlöschen, die Rücknahme, die Nichtig-erklärung
und die Aberkennung des Patentes, die Nennung als Erfinder, die Selbständigerklärung eines Zusatzpa-
tentes, Abhängigerklärungen und Übertragungen des Patentes, Lizenzeinräumungen, Pfandrechte und
sonstige dingliche Rechte am Patent, das Benützungsrecht des Dienstgebers gemäß § 7 Abs. 2, Vorbenüt-
zerrechte (§ 23), Wiedereinsetzungen in den vorigen Stand (§ 133), Feststellungsentscheidungen (§ 163),
Streitanmerkungen und Hinweise gemäß § 156 Abs. 2 sind ebenfalls im Register einzutragen.“

11. § 81 Abs. 7 lautet:

„(7) Von der Einsichtsnahme sind Beratungsprotokolle und nur den inneren Geschäftsgang betref-
fende Aktenteile ausgenommen. Auf Antrag können bei Vorliegen eines Geschäfts- oder Betriebsge-
heimnisses oder eines sonstigen berücksichtigungswürdigen Grundes auch Aktenteile von der Einsicht
ausgenommen werden, deren Offenlegung nicht zur Information der Öffentlichkeit erforderlich ist.“

12. § 110 Abs. 1 lautet:

„(1) Handelt es sich um eine im Bundesinteresse von der Bundesverwaltung angemeldete Erfindung,
so erfolgt auf deren Antrag die Patenterteilung mit Beschluß ohne jede Bekanntmachung. In diesem Fall
unterbleibt auch die Auslegung der Anmeldung (§ 101 Abs. 3) und die Drucklegung der Patentschrift
sowie die Eintragung des Gegenstandes der Erfindung in das öffentliche Patentregister. Doch kann die
Bekanntmachung und vollständige Eintragung von der Bundesverwaltung nachträglich jederzeit bean-
tragt werden.“

13. § 110 Abs. 2 entfällt; die bisherigen Abs. 3 und 4 erhalten die Bezeichnungen „(2)“ und „(3)“ .

14. § 112 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Antragsteller, der seinen Wohnsitz nicht in einem Staat hat, in dem die Entscheidung, die
dem Antragsteller den Kostenersatz aufträgt, vollstreckt würde, hat dem Belangten auf dessen Begehren
für die Kosten des Verfahrens Sicherheit zu leisten. Dieses Begehren muß bei sonstigem Verlust des
Anspruches auf Sicherstellung binnen 14 Tagen nach der Zustellung des Antrages gestellt werden.“

15. Im § 137 Abs. 2 letzter Satz lautet die Zitierung „§ 168 Abs. 3“.

16. § 155 lautet:

„§ 155. Bei einem Patent für ein Verfahren zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses gilt bis zum
Beweis des Gegenteiles jedes Erzeugnis von gleicher Beschaffenheit als nach dem patentierten Verfahren
hergestellt.“

17. § 164 samt Überschrift entfällt.

18. § 166 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Jahresgebühr beträgt
für das erste Jahr ......................................................................................................................... 900 S,
zuzüglich 350 S für die sechste und für jede folgende Seite der zur Auslegung gelangenden
Beschreibung und Patentansprüche sowie 350 S für das dritte und jedes folgende Blatt der
angeschlossenen Zeichnungen,
für das zweite Jahr ...................................................................................................................... 900 S,
für das dritte Jahr ........................................................................................................................ 1 000 S,
für das vierte Jahr ....................................................................................................................... 1 300 S,
für das fünfte Jahr ....................................................................................................................... 1 400 S,
für das sechste Jahr ..................................................................................................................... 1 900 S,
für das siebente Jahr .................................................................................................................... 2 400 S,
für das achte Jahr ........................................................................................................................ 3 400 S,
für das neunte Jahr ...................................................................................................................... 4 200 S,
für das zehnte Jahr ...................................................................................................................... 5 100 S,
für das elfte Jahr .......................................................................................................................... 6 400 S,
für das zwölfte Jahr ..................................................................................................................... 7 200 S,
für das dreizehnte Jahr ................................................................................................................ 8 000 S,
für das vierzehnte Jahr ................................................................................................................ 11 700 S,
für das fünfzehnte Jahr ................................................................................................................ 14 700 S,
für das sechzehnte Jahr ............................................................................................................... 16 000 S,
für das siebzehnte Jahr ................................................................................................................ 20 000 S,
für das achtzehnte Jahr ................................................................................................................ 24 000 S,
für das neunzehnte Jahr .............................................................................................................. 24 000 S,
für das zwanzigste Jahr ............................................................................................................... 24 000 S.“
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19. § 172 entfällt.

20. § 173 Z 2 lautet:
„2. hinsichtlich §§ 18 und 49 Abs. 4, §§ 147 bis 156, 158 bis 162 und 165 der Bundesminister für

Justiz,“

21. § 173 Z 3 entfällt; die bisherigen Z 4 bis 8 erhalten die Bezeichnungen „Z 3 bis 7“.

22. § 173a erhält die Bezeichnung „§ 173a (1)“; diesem wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Für die Dauer und das Erlöschen von Patenten, die auf vor dem 1. Dezember 1984 eingereich-
ten Patentanmeldungen beruhen, ist Artikel VI der Patentrechts-Novelle 1984, BGBl. Nr. 234/1984,
weiter anzuwenden, wobei jedoch die Dauer dieser Patente mindestens 20 Jahre ab dem Anmeldetag
beträgt. Für Patente, bei denen der Fälligkeitstag der Jahresgebühr für das 19. Jahr zwischen dem
1. Jänner 1996 und dem 30. Juni 1996 liegt, ist bei Zahlung nach dem Fälligkeitstag kein Zuschlag zu
entrichten. Auf Rechte, die vor dem 1. Jänner 1996 von der Heeres- oder Monopolverwaltung auf Grund
der §§ 24 und 25 in Anspruch genommen wurden, sind die §§ 24, 25 und 173 Z 3 in der vor dem
1. Jänner 1996 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“

23. § 174 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:

„(4) Die §§ 22 und 28 Abs. 1, §§ 36, 37 und 47 Abs. 1, § 80 Abs. 1, § 81 Abs. 7, §§ 110 und 112
Abs. 2, § 137 Abs. 2, §§ 155 und 166 Abs. 3, § 173 Z 2 bis 7 sowie § 173a in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 181/1996 treten mit 1. Jänner 1996 in Kraft.

(5) Die §§ 24, 25, die Überschrift des § 29, § 29, die Überschrift des § 38, §§ 38 bis 42 und 47
Abs. 3, § 110 Abs. 2, die Überschrift des § 164 sowie §§ 164, 172 und § 173 Z 3 treten mit Ablauf des
31. Dezember 1995 außer Kraft.“

Artikel II

Das Patentverträge-Einführungsgesetz, BGBl. Nr. 52/1979, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 418/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 8 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Höhe der gemäß Abs. 1 an das Österreichische Patentamt zu zahlenden Jahresgebühren be-
stimmt sich nach § 166 Abs. 3 PatG.“

2. § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 8 Abs. 2 und § 26 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 181/1996 treten mit
Beginn des dritten auf die Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 181/1996 folgenden Monats in
Kraft.“

3. § 26 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Auf europäische Patente, die vor Inkrafttreten des § 8 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 181/1996 erteilt worden sind, ist § 8 Abs. 2 in der zuvor geltenden Fassung weiter anzuwen-
den.“

Klestil

Vranitzky

!("��Bundesgesetz, mit dem das Bundesbahngesetz 1992 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. § 21 Abs. 1 lautet:

,,(1) Das Unternehmen Österreichische Bundesbahnen setzt die Rechte und Pflichten des Bundes
gegenüber den aktiven Bediensteten und den Empfängern von Ruhe- und Versorgungsgenüssen fort. Der
Bund hat wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 ABGB) jedem aktiven Bediensteten, der sich zum Stichtag
31. Dezember 1992 in einem Dienstverhältnis zum Bund/Wirtschaftskörper Österreichische Bundesbah-
nen befunden hat, für die Befriedigung seiner aus dem Dienstverhältnis zum Unternehmen Österreichi-
sche Bundesbahnen erwachsenden Forderungen bis zu dem im nachfolgenden Satz festgelegten Betrag zu
haften. Die Höhe der Haftung ist mit jenem Betrag begrenzt, der sich zum Stichtag 31. Dezember 1992
aus dem für den aktiven Bediensteten maßgeblich gewesenen Besoldungsverhältnis unter Berücksichti-
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gung seiner Verwendung zu diesem Zeitpunkt zuzüglich der in diesem Besoldungsverhältnis vorgesehe-
nen regelmäßigen Vorrückungen ergibt. Diese Haftung gilt für jene Bediensteten, die in ein Arbeitsver-
hältnis zu den Österreichischen Bundesbahnen nach den Rechtsgrundlagen für neu eintretende Bedien-
stete übergetreten sind, nur für die bis zum Zeitpunkt dieses Übertrittes entstandenen Forderungen aus
dem Dienstverhältnis zum Unternehmen Österreichische Bundesbahnen.“

2. Im § 24 wird nach der Wortgruppe ,,§ 19 Abs. 2 und 4“ die Wortgruppe ,,und § 21 Abs. 1 zweiter
bis vierter Satz“ eingefügt.

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:

,,(3) § 21 Abs. 1 und § 24 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 182/1996 treten mit
1. April 1996 in Kraft.“

Klestil

Vranitzky


